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A Planungsrechtliche Festsetzungen 

1 Art der baulichen Nutzung 

Dorfgebiet (MD) gem. § 5 BauNVO 

a. Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die nach § 5 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässigen 

• Wirtschaftsstellen landwirtschaftlicher Betriebe der Intensiv-Tierhaltung i. S. der VDI-
Richtlinien Nr. 3471 und 3472, 

• Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung landwirtschaftlicher 
Erzeugnissenicht zulässig. 
Die Tierhaltung ist auf 0,5 Großvieheinheiten (1 Großvieheinheit entspricht 500 kg 
Tierlebendmasse) je 250 m² voller Grundstücksfläche begrenzt. 

b. Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind die nach § 5 Abs. 3 der BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Vergnügungsstätten nicht zulässig. 

2 Mass der baulichen Nutzung 

2.1 Begrenzung der Höhenlage und Höhe baulicher Anlagen gem. § 16 Abs. 2 Ziff. 4 
BauNVO 

 Erdgeschoßfußbodenhöhe 

Die Oberkante der Erdgeschoss-Rohdecke darf eine maximale Höhe von 0,5 m über der 
an das Baugrundstück angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche nicht überschreiten. Für 
die jeweilige Höhenlage der an das Baugrundstück angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsfläche ist die mittlere Höhenlage auf der Grenze zwischen Baugrundstück und 
endausgebauter öffentlicher Verkehrsfläche maßgeblich. 

Trauf- und Firsthöhe 

Zulässig ist 

a. für eingeschossige Gebäude eine Traufhöhe von höchstens 4,25 m und eine 
Firsthöhe von höchstens 9,50 m, 

b. für zweigeschossige Gebäude eine Traufhöhe von höchstens 6,00 m und eine 
Firsthöhe von höchstens 11,50 m. 

Zulässig sind, auch abweichend von der vorgenannten Festsetzung, die First- bzw. 
Traufenhöhe eines vorhandenen Gebäudes, für dessen An- und Umbau. 

Bezugspunkt ist die Oberkante des fertig gestellten Erdgeschoßfußbodens. Traufpunkt ist 
der Schnittpunkt aus Oberkante Dachhaut und Gebäudeaußenwand (außen). 

2.2 Staffelgeschosse sind unzulässig 

3 Einschränkung von Garagen, Stellplätzen, Einfahrten und sonstigen Nebenanlagen und 
Einrichtungen 

3.1 Garagen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Zulässig 
sind Garagen nur in Verbindung mit einem der Garagentoröffnung unmittelbar 
angrenzend vorgelagerten Stellplatz. Er ist so zu bemessen, dass ein Kraftfahrzeug ohne 
Inanspruchnahme der Verkehrsfläche darauf abgestellt werden kann. Die Länge der 
Stellplatzfläche – gemessen in Verlängerung der Garagenlängsachse – ist dabei auf 
mindestens 5 m zu bemessen. 
Unzulässig sind alle Nebenanlagen und Einrichtungen i. S. des § 14 Abs. 1 der BauNVO 
und bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können 
a. bei klassifizierten Bundes-, Kreis- und Landstraßen in einer parallelen 5-m-Zone  
 entlang der Straßengrundstücksgrenze, 
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b. Bei Gemeindestraßen (Anlieger-, Wohn- und Nebenstraßen) in einer 3-m-Zone 
 entlang der Straßengrundstücksgrenze. 
Hiervon ausgenommen sind Ein-/Ausfahrten bzw. Zuwegungen, Grenzeinrichtungen und 
Böschungsmauern, soweit bauliche Anlagen. 

3.2 Auf den nicht überbaubaren Flächen sind Nebenanlagen nur bis zu einem 
Gesamtvolumen von 30 m³ umbauten Raumes zulässig. 

3.3 Auf den gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB festgesetzten Teilflächen sind Garagen 
und alle sonstigen untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen i. S. v. § 14 
BauNVO und bauliche Anlagen, soweit sie nach der BauO NW im Bauwich oder in den 
Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können, unzulässig. 
In den Teilflächen B sind ausnahmsweise zulässig: 
a. Einfriedungen, soweit bauliche anlagen 
b. Böschungsmauern bis 0,2 m über bergseitiger Geländehöhe 

4 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern u. sonstigen Bepflanzungen  

Innerhalb der gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a festgesetzten Fläche ist auf der gesamten Länge eine 
einreihige Rotbuchenhecke zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

5 Hecken sowie zusätzliche Baumpflanzungen auf Privatgrundstücken 

  

Entlang der Grundstücksgrenzen sind auf Grundstücken, die nach Rechtskraft des 
Bebauungsplanes erstmalig bebaut werden, Hecken aus heimischen Laubgehölzen nach 
Artenliste 2 (Anlage 1) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

Von dieser Festsetzung kann auf einer Länge von max. 6,0 m für die Errichtung von Zufahrten 
und Zugängen entlang der vorderen Grundstücksgrenze sowie auf einer Länge von max. 9,0 
m für die Errichtung von Grenzgaragen entlang einer seitlichen Grundstücksgrenze 
abgewichen werden. 

Ebenfalls ausgenommen von dieser Festsetzung sind Grundstücksgrenzen, die an die gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a oder b BauGB ausgewiesenen Flächen angrenzen. 

Bei Neubebauung eines Grundstückes ist jeweils 1 heimischer Hochstamm-Laubbaum nach 
Artenliste 1 (Anlage 1) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

6 Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB 

Ausgenommen von dieser Festsetzung sind Zufahrten und Zugänge sowie Einfriedungen und 
Bepflanzungen bis zu einer Höhe von max. 0,50 m. 

7 Sonstige Festsetzungen 

7.1 Gewässerschutz 

Betriebe und Anlagen, in denen mit wassergefährdenden Stoffen i. S. des § 19g WHG 
umgegangen wird, sind innerhalb des Dorfgebietes nicht zulässig. Hiervon ausgenommen 
sind Heizungsanlagen. 

7.2 Anschüttungen 

7.2.1 Anschüttungen auf den Baugrundstücken sind zulässig 
a) im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und Vorderfront der baulichen 

Anlage, 
b) im seitlichen und rückwärtigen Grundstücksbereich bis zu einer Höhe von 

1,00 m über natürlichem Gelände, wenn die Anschüttungen in einem 
Böschungsverhältnis von nicht steiler als 1:3 bis zur Grundstücksgrenze in 
das vorhandene Gelände übergehen, 
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c) zur Angleichung des Geländeniveaus, wenn auf dem Nachbargrundstück 
bereits eine Anschüttung vorgenommen wurde. In diesem Fall darf die 
Anschüttung auf beiden betreffenden Grundstücken auch entlang der 
gemeinsamen Grenze bis zu einer Höhe von 1 m über natürlichem Gelände 
erfolgen. 

7.2.2 Die maximale Höhe der Anschüttungen nach den Buchstaben a), b) und c) darf 
die mittlere Höhe der an das Grundstück angrenzenden höchstgelegenen 
öffentlichen Straßenverkehrsfläche nicht überschreiten. Maßgeblich ist die mittlere 
Höhenlage auf der Grenze zwischen Baugrundstück und endausgebauter 
öffentlicher Verkehrsfläche. 
Anschüttungen zwischen Straßenbegrenzungslinie und Vorderfront der baulichen 
Anlage können die Höhe nach Abs. 2 Satz 1 bei einer maximalen Steigung von 3 
% beginnend von der Straßenbegrenzungslinie bis zur Vorderfront der baulichen 
Anlagen, überschreiten. 
Für die Errichtung einer Terrasse können Anschüttungen nach Buchstabe b) die 
maximale Höhe Satz 1 auf einer Fläche von höchstens 40 m² bis zur Höhe des 
Erdgeschossfußbodens überschreiten. 

7.2.3 Innerhalb der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzten Flächen sind 
Anschüttungen unzulässig. 

B Hinweise 

1 Gestaltung baulicher Anlagen 

Für den Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung wurde eine Gestaltungssatzung 
erlassen, deren Festsetzungen bei der Errichtung von baulichen Anlagen zu beachten sind. 

2 Niederschlagswasser 

Das Niederschlagswasser darf durch die Geländeveränderung nicht gezielt auf die 
Nachbargrundstücke geleitet werden. 

3 Bodenschutz 

Der Einsatz von Bodenmaterial der Zuordnungsklasse größer als Z O – uneingeschränkter 
Einbau – nach LAGA (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall), von Recycling-Baustoffen und von 
Bauschutt ist ohne wasserrechtliche Erlaubnis nicht zulässig und muss beim Umweltamt des 
Kreises Aachen (A 70.4, Fachbereich Bodenschutz-Altlasten) beantragt werden. 

Gem. § 2 Abs. 2 des Landesbodenschutzgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen i. V. mit 
§ 12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung hat derjenige, der Materialien in einer 
Gesamtmenge je Vorhaben von über 800 m³ auf- oder einbringt oder hierzu einen Auftrag 
erteilt, dem Umweltamt des Kreises Aachen (A 70.4, Fachbereich Bodenschutz-Altlasten) 
dieses mindestens vier Wochen vor Beginn der Maßnahme schriftlich anzuzeigen. 

4 Geologie 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich der Erdbebenzone II. 

5 Bodendenkmalpflege 

Gem. § 15, 16 Denkmalschutzgesetz ist bei Auftreten archäologischer Bodenfunde die 
Gemeinde oder das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege umgehend zu informieren. 

 
 


